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BVG-Mindestzinssatz muss steigen – 

Travail.Suisse fordert 3 Prozent
Die Finanzmärkte boomen, die Pensionskassen erwirtschaften gute Renditen. Und das bereits seit über zwei Jahren. Jetzt müssen diese Renditen fair verteilt werden. Dazu ist eine substanzielle Erhöhung des Mindestzinses notwendig. Ohne Erhöhung des Mindestzinses wird der Bundesrat unglaubwürdig und die Lebensversicherungen sahnen noch mehr ab. Travail.Suisse fordert deshalb eine Erhöhung von 2.5 auf mindestens 3 Prozent.
Seit der überhasteten und unter dem Druck grosser Lebensversicherungen zustande gekommenen erstmaligen Senkung des Mindestzinssatzes im Jahr 2002 wird diese für die berufliche Vorsorge der Arbeitnehmenden zentrale Grösse regelmässig überprüft. Diese Überprüfung dient gemäss Bundesrat dazu, den Mindestzins der Entwicklung der Finanzmärkte anzupassen. Für Travail.Suisse ist klar, dass die Entwicklung der Finanzmärkte jetzt zu einer substanziellen Erhöhung führen muss, falls sich der Bundesrat selbst ernst nimmt.
Gute Performance 2005 und 2006 
Die Senkung des Mindestzinssatzes wurde jeweils mit der schlechten Ertragslage begründet. Und die Beibehaltung des sehr tiefen Mindestzinses von 2.5 Prozent hat der Bundesrat letztes Jahr mit den schlechten Anlageerträgen des ersten Halbjahres 2006 begründet. Gemäss verschiedenen Umfragen haben die Pensionskassen im Jahr 2005 eine Performance von rund 10 Prozent oder mehr und im Jahr 2006 eine solche von 6 Prozent oder mehr erreicht. Auch im Jahr 2007 haben sich die Anlageerträge bisher erfreulich entwickelt. 
Für Travail.Suisse ist klar, dass die bisherige Begründung des Bundesrates für die jeweilige Senkung des Mindestzinssatzes nur glaubwürdig bleibt, wenn der Bundesrat jetzt für das Jahr 2008 eine deutliche Anpassung des Mindestzinssatzes nach oben vornimmt und damit sicherstellt, dass die guten Renditen der letzten Jahre auch bei den versicherten Arbeitnehmenden ankommen.
Sicherheitshysterie gefährdet die 2. Säule

Gegen die Erhöhung des Mindestzinssatzes wird immer wieder vorgebracht, dass damit die Sicherheit der zweiten Säule gefährdet würde. Nur mit möglichst tiefem Mindestzinssatz könnten angesichts der Unsicherheit der zukünftigen Renditen die zukünftigen Renten gesichert werden. In dieser Logik wird dann sogar gefordert, dass für die Festsetzung des Mindestzinssatzes eine Formel zur Anwendung kommen soll, die nicht nur auf sicheren, langfristigen Obligationenzinsen beruht, sondern sogar davon noch einen Sicherheitsabschlag vornimmt. 

Wer solches fordert, ist einer Sicherheitshysterie verfallen und hat darob die Berechtigung und Funktionsweise der zweiten Säule aus den Augen verloren. Das Kapitaldeckungsverfahren, zentrales Merkmal der zweiten Säule, hat seine Berechtigung in der Altersvorsorge nur dann, wenn der Zins einen wesentlichen Beitrag zur Äufnung des Alterskapitals leistet. Wird der Mindestzins, der ja auch die Funktion einer Benchmark für die Anlage des Alterskapitals hat, zu tief angesetzt, verliert die zweite Säule jegliche Attraktivität und damit ihren politischen Rückhalt in der Bevölkerung. 
Die insbesondere von den Lebensversicherungen betriebene Sicherheitshysterie ist deshalb ganz klar auf die kurzfristige Gewinnmaximierung der Lebensversicherungen zurückzuführen. Sie trägt nichts zur Sicherheit der zweiten Säule bei, sondern birgt die Gefahr in sich, diese längerfristig zu zerstören. 

Ein BVG für die Altersvorsorge anstatt für die Aktionäre
Die Lebensversicherungen machen mit der zweiten Säule ein fettes Geschäft. Allein im Jahr 2005 haben die Lebensversicherungen im Geschäft mit der zweiten Säule offiziell 600 Millionen Franken Gewinn eingestrichen. Diese 600 Millionen wurden mit den Alterskapitalien der Arbeitnehmenden erwirtschaftet. In normalen Pensionskassen würde dieses Geld auch den Alterskapitalien der Arbeitnehmenden zugute kommen. Bei den Lebensversicherungen hingegen fliesst es über die Dividenden an die Aktionäre und wird somit der Altersvorsorge entzogen. Der Gewinn der Lebensversicherer geht voll und ganz zulasten der Altersvorsorge.
Die Höhe des Mindestzinses ist ein entscheidender Faktor für die Gewinne der Lebensversicherungen. Das wird sogar von jenem Bundesamt bestätigt, das eigentlich die Lebensversicherer beaufsichtigen müsste. So steht in einem Bericht des Bundesamtes für Privatversicherungen (BPV), dass „dank des nur marginal erhöhten Mindestzinssatzes … die Lebensversicherungen im Jahr 2005 ein ansprechendes Ergebnis erzielen konnten.“

Travail.Suisse will, dass die berufliche Vorsorge vor allem den versicherten Arbeitnehmenden zugute kommt. Das heisst, dass die Gewinne der Lebensversicherer minimiert werden müssen, denn sonst fliesst das Geld der Arbeitnehmenden an die Aktionäre. Der einfachste Weg zu diesem Ziel besteht darin, den Mindestzinssatz hoch genug anzusetzen.

Travail.Suisse fordert 3 Prozent

Aufgrund der obigen Überlegungen ist für Travail.Suisse klar, dass der Mindestzinssatz substanziell erhöht werden muss. Travail.Suisse ist nach wie vor der Meinung, dass die von der BVG-Kommission sehr knapp verworfene Formel (7-jähriger gleitender Durchschnitt der 7-jährigen Bundesobligationen mit Zu- oder Abschlag zur Berücksichtigung der Performance anderer Anlagen) eine gute Basis für die Berechnung des Mindestzinses darstellt. Diese Formel ergibt heute einen Mindestzins von mindestens 3 Prozent.  Travail.Suisse fordert deshalb den Bundesrat auf, den Mindestzinssatz für das Jahr 2008 auf mindestens 3 Prozent festzulegen.
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